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Helmut Kohl 

Die Wende in 
der deutschen 
Politik hat 
stattgefunden 
1o!Lp'nbringung des Bundesetats für das Jahr 
sD    9ibt selbstverständlich — und das ent- 
rant der Tradition des Hohen Hauses — 
Orje

e9enneit zu einer Generalaussprache 
kön

r*wle es vie,,elcn*auch manche verstehen 
^oiitifn' zu einer Generalabrechnung mit der 
kanii  der Bundesregierung, erklärte Bundes- 

*'er Helmut Kohl im Deutschen Bundestaq. 
u6r k 

a 

wenn fÜgte hinzu: lch finde es verständlich, 
dar    

man den Etat 1986 berät, jeder von uns auch 
Unrrijtt

denkt' daß wir arn Ende des Etatjahres schon 
steri 

r VOr der Bundestagswahl im Januar 1987 

9estr'n insofern als ein aufmerksamer Zuhörer des 
Spre'^

en und heutigen Tages enttäuscht, daß die 
^kti der 0PPosit'on- insbesondere auch der 
n6u ^Vorsitzende der SPD, eigentlich keine 
Morqe 

egun9en vorgebracht haben. Am heutigen 
der QRhabe ich die Schlußpassage des Sprechers 

"UNEN  als  bemerkenswert  empfunden,  die 

Ifo: Wende in 
der Beschäftigung 
Die Industrie in der Bundesre- 
publik wird nach Erwartungen 
des Ifo-Instituts für Wirt- 
schaftsforschung im nächsten 
Jahr 130000 Menschen mehr 
beschäftigen als im Jahr 1984. 
Nach einer Umfrage bei 379 
Betrieben nannte Ifo die Ent- 
wicklung „Wende in der Indu- 
striebeschäftigung". 

Wieder mehr offene 
Stellen 
• Die Kurzarbeiterzahl ist von 
1,2 Millionen auf etwa 100000 
im Juli dieses Jahres abge- 
baut worden. 
• Das Angebot an offenen 
Stellen nimmt wieder zu. 
• 750000 junge Menschen 
werden in diesem Jahr einen 
Ausbildungsplatz erhalten. 
Das sind 100000 mehr als 
1982. 
• Die Beschäftigtenzahl 
steigt wieder an. 
(Siehe auch Dokumentation im 
grünen Teil dieser Ausgabe) 

Norbert Blüm: 
Jetzt einstellen 
Nach dem „Gipfel" Kohl/Breit 
fordert Arbeitsminister Blüm 
die Arbeitgeber auf: „In vielen 
Betrieben ist die Ertragslage 
glänzend. Jetzt muß einge- 
stellt werden!" 
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deutlich gemacht hat, was eigentlich die 
politische Absicht für den Januar 1987 ist. 
Ich bin dankbar, daß das hier im Plenum 
des Deutschen Bundestages einmal so of- 
fen ausgesprochen wurde; denn, meine 
Damen und Herren, die Wähler in der Bun- 
desrepublik müssen wissen, was es heißt, 
wenn es zu einem rot-grünen Bündnis 
kommt. 
Ich fand es schon ganz bemerkenswert, 
daß Sie als der erste Sprecher der Oppo- 
sition in der Generaldebatte den wichtigen 
Fragen der Außen- und der Sicherheitspo- 
litik ein solch geringes Gewicht beigemes- 
sen haben. Das mag auch seinen Grund 
darin haben, daß eben in dieser Frage Ihre 
Partei so zerstritten ist, wie in wenigen an- 
deren Fragen. Auch das ist ein Punkt. 
Nun, meine Damen und Herren, selbst- 
verständlich ist es notwendig, in dieser 
Debatte  über  diese Themen  zu  spre- 
chen; denn im Ost-West-Verhältnis sind 
im Jahre 1985 — das gilt ganz gewiß 
auch für das kommende Jahr 1986 — 
Entwicklungen  in  Gang  gekommen  — 
oder sie werden noch in Gang kommen 
—, die weitreichende Folgen haben kön- 
nen. Ich hoffe, positive Folgen auch für 
die  Menschen  in Deutschland, für die 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland. 

Am 19. und am 20. November 1985 wer- 
den sich Präsident Reagan und General- 
sekretär Gorbatschow in Genf treffen. Die 
intensiven Vorbereitungen von beiden Sei- 
ten beweisen, daß beide Seiten einen Er- 
folg dieses Treffens wünschen, und wir 
wünschen diesen Erfolg auch. 
Die Bundesregierung und nicht zuletzt ich 
selbst haben seit meiner Amtsübernahme 
immer wieder für eine solche Begegnung 
geworben. Ich habe das schon damals zur 
Zeit des Generalsekretärs Andropow an- 
geregt, und wir haben in der Zwischenzeit 
unsere Möglichkeiten genutzt — ich beto- 
ne das —, um einen Beitrag zu leisten, 
daß dieses Treffen zustande kommt. 

Ich glaube, es ist wichtig, daß neben den 
beiden unmittelbar beteiligten Regierun- 
gen auch die anderen, die jeweils befreun- 
deten Regierungen in diesem Sinne wir- 
ken. 
Das war unter anderem auch ein wicht'' 
ger Gesprächsgegenstand meiner kürz"' 
chen Besprechung mit Staatspräsiden' 
Mitterrand. In diesem Sinne werde ic" 
auch noch im Herbst — vermutlich Iff 
Oktober — bei meinem Zusammentre'' 
fen mit Präsident Reagan in WashingW 
versuchen zu wirken. 
Wir, die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, erwarten von diesem Gipf? 
Impulse und Weichenstellungen in den fj 
uns ganz zentralen Fragen der Sicherhej 
und des Dialogs zwischen Ost und We* • 
Es muß einmal mehr der Versuch untjj 
nommen werden, die Beziehungen ofl 

beiden Weltmächte neu zu gestalten & 
dem Ziel, weltweite Friedenspolitik ein* 
leiten, einen Beitrag zum Abbau des We 
rüstens zu leisten und damit eine &öße 

Chance für die Verständigung und die Zj 
sammenarbeit unter den Völkern zu seh» 
fen. i 

Ich bin zuversichtlich, daß am Ende dies* 
jetzt beginnenden Prozesses eine Klärü 
der   Beziehungen   zwischen   den   We 

mächten möglich sein wird. 
Wir sind der Auffassung, daß ein solc^ 
globaler Friedensdialog nicht ohne die * 
tive Teilnahme auch der mittleren und K 
neren Staaten Europas zum Erfolg fühj 
kann. Ein Ergebnis dieses Gipfels f". 
nach unserer Überzeugung sein, daß   , 
Gespräch aller — und das gilt gerade 
in Europa — mit allen erleichtert wird- 
Wir   haben   mit   großem   Interesse    { 

Kenntnis genommen, daß die sowjetis ^ 
Führung zunehmend dem Verhältnis ^ 
Westeuropa Aufmerksamkeit schenkt   , 
den  Beziehungen mit den westeuroP^ 
sehen   Staaten   ein   größeres   GeW 
beimessen möchte. Auch von instituti 

i 
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ls'erten Kontakten etwa zwischen der EG 
Und   dem   Rat   für   Gegenseitige   Wirt- 
schaftshilfe ist die Rede, 

ber wer von einem gemeinsamen euro- 
Pajschen Haus spricht, muß allen das glei- 
te Wohnrecht in diesem Haus einräumen 
nd aller Interessen berücksichtigen. Er 

. ^ auch den eigenen Verbündeten die 
°glichkeit geben, ihre Beziehungen zu 

äen anderen, zu den westeuropäischen 
taaten voll zu entfalten. 

b 
^Ziehungen mit der DDR 
| 

aben sich positiv entwickelt 
.Lesern Sinne haben sich unsere Bezie- 
Wj

n9en mit der DDR weiterhin positiv ent- 
^ ekelt. Unsere Deutschlandpolitik hatte 
p 0|9- weil sie klar, berechenbar und 
p, 9matisch war und ist. Wir werden diese 
^ 'tik geduldig fortsetzen. Keine der Pro- 
r^6*e'ungen aus dem Lager der Sozialde- 
*eitratie ~~ etwa dte von der neuen Eis- 
^.    - 'st in der Zwischenzeit eingetreten. 

Ist ja ein Stück Ihres Verdrusses. Es 
aiJch ein Stück Ihrer Unfähigkeit, zuzu- 

'$t 

ren I
0' daß wir auf diesem Feld besonde- 

übe .^'Q hatten, wenn Sie dieses Thema 
ft   

rnaupt totschweigen. 

e ansehen, für die Menschen im 
;•" Deutschland soviel wie möglich 

Aufqd® Weil wir es als eine vorrangige 

^ err   ' »w«"n"i»i «wirei mw iiivyuvii 
ty0 

e,cnen. sind Augenmaß und Ausge- 
schert erforderlich. 

lic^^ekretär Honecker hat sich anläß- 
1. 5 er Eröffnung der Leipziger Messe am 
Wicklu

Ptember °Ptimistiscn uber die Errt- 
deuts n9smöglichkeiten in den deutsch- 
ende Bezienun9en geäußert. Die 
Seit d

Sre9'erung teilt diese Einschätzung. 
re Verk

Sem FrunJahr konnten wir spürba- 
^no esserun9en erreichen. Die Verein- 
ig 9en von Anfang Juli über den Swing 
SrUr,d

Vorn 15. August über die 
%ec|/;

rneuerung     einer     Autobahnteil- 
aUs9es  

entha,ten  auch für die Zukunft 
Pichen positive Elemente. 

Die Zahl der Reisen in dringenden Fami- 
lienangelegenheiten aus der DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland hat deutlich 
zugenommen. Der Jugendaustausch in 
Ost-West-Richtung konnte wiederaufge- 
nommen werden. Wir wünschen uns, daß 
möglichst viele junge Mitbürger aus der 
Bundesrepublik in die DDR reisen und da- 
mit einen sehr eigenen Eindruck von der 
Wirklichkeit und vom Alltag in der Deut- 
schen Demokratischen Republik gewin- 
nen. 

Im Bereich des Umweltschutzes kommen 
die Gespräche gut voran. Ich bin zuver- 
sichtlich, daß wir eine gute Chance haben, 
bei den Verhandlungen über das Kulturab- 
kommen noch in diesem Jahr zu einem 
Abschluß zu kommen. 

Das alles, Herr Abgeordneter Vogel, sind 
großartige Ergebnisse einer nüchternen, 
illusionsfreien, pragmatischen Politik. 
Sie sollten das endlich anerkennen. 

Meine Begegnung mit Generalsekretär 
Honecker am 12. März in Moskau hat ein- 
mal mehr in diese Beziehungen Bewe- 
gung gebracht. Ich glaube, wir dürfen sa- 
gen: Dies alles ist zum Nutzen für die 
Menschen in Deutschland. 

Fragen der Sicherheit spielen verständli- 
cherweise in den gegenseitigen Beziehun- 
gen der beiden Weltmächte und ihrer Ver- 
bündeten eine zentrale Rolle. Aber, meine 
Damen und Herren, wir dürfen nicht zulas- 
sen, gerade wir in einem geteilten Land, 
daß die Ost-West-Beziehungen auf die 
Probleme der Sicherheit, so wichtig sie 
sind, verkürzt werden. Solange sich die 
politischen Beziehungen nicht entwickeln, 
solange werden nach meiner festen Über- 
zeugung auch keine wirklichen Fortschrit- 
te in der Rüstungskontrolle und in der Ab- 
rüstung erreicht. 

Wir werden alles in unserer Macht Stehen- 
de tun, um den Genfer Abrüstungsver- 
handlungen zu einem Erfolg zu verhelfen. 
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Unser Interesse ist es, daß die nuklearen 
Offensivwaffen im interkontinental-strate- 
gischen und im Mittelstreckenbereich dra- 
stisch reduziert werden. 
Unser Interesse ist, Wettrüsten auch im 
Weltall zu verhindern. 

Entscheidung über SDI noch 
nicht getroffen 
Lassen Sie mich, weil dies hier anklang, 
auch ein kurzes Wort zur Frage einer stra- 
tegischen Verteidigung sagen. Wie ich be- 
reits in meiner Regierungserklärung am 
18. April hier im Hohen Haus angekündigt 
habe, bereist in diesen Tagen eine Dele- 
gation aus Regierungsvertretern, Vertre- 
tern der Wirtschaft und der Wissenschaft 
die USA. 
Diese Delegation hat keinen Verhand- 
lungsauftrag. Es geht in dieser Phase um 
die Aufbereitung und Vervollständigung 
unserer Entscheidungsgrundlagen in der 
Frage wissenschaftlich-technologischer 
Zusammenarbeit zwischen deutschen Un- 
ternehmen und öffentlichen und privaten 
amerikanischen Auftraggebern. 
Es geht darum, Material für die Entschei- 
dung zu sammeln, ob für eine solche Zu- 
sammenarbeit auf staatlicher Ebene Rah- 
menbedingungen festgelegt werden müs- 
sen und können und wie solche Bedin- 
gungen gegebenenfalls aussehen könn- 
ten. 
Es geht auch darum — ich will auch das 
hier deutlich sagen —, sicherzustellen, 
daß die Bundesrepublik Deutschland als 
Industrieland und als exportabhängige Na- 
tion nicht von dem dynamischen technolo- 
gischen Entwicklungsprozeß der westli- 
chen Welt abgekoppelt wird. 
Die politische und strategische Entschei- 
dung über die amerikanische Verteidi- 
gungsinitiative ist damit noch keines- 
wegs getroffen, und sie kann erst dann 
getroffen werden, wenn wir abschließend 

angesichts aller Unterlagen entscheide11 

können. Sie wird erst möglich sein, wenr 

die entsprechenden amerikanischen f°< 
schungsergebnisse vorliegen und sorfl 
fältige und enge Bündniskonsultation^ 
über diese für die Allianz insgesamt I? 
benswichtige Frage stattgefunden h* 
ben. Eine automatische Folge von F°v 

schung, Entwicklung und Stationiert 
gibt es nicht. 
Die Entscheidung über eine strategist 
Verteidigungsinitiative wird sich maßgeD 

lieh auch daran orientieren müssen, ob o1 

von mir immer wieder, zuletzt in der n 
gierungserklärung vom 18. April, genafl" 
ten Bedingungen erfüllt werden können- 
Wir bleiben überzeugt, daß drastische Pe 

duzierungen der nuklearen Offensive3 

fenpotentiale zwangsläufig Notwendig^ 
und Umfang strategischer Verteidigung 
Systeme beeinflussen. Solche ReduZj 
rungen haben für die voraussehbare * 
kunft für uns Vorrang. 

Wir unterstützen 
selbstverständlich EUREKA 
Lassen Sie mich auch das gleich hinz^u 
gen: Wir unterstützen selbstverstäno" 
— es ist ja frühzeitig mit uns abgesP 
chen worden  — das von der Franz 
sehen    Republik    vorgeschlagene    ' 
schungsprogramm Eureka. Die gerne' 
men  Sicherheitsinteressen  Europas 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
dem auch einen vergleichbaren Stand ^ 
jeweiligen wirtschaftlichen und techn 
gischen Entwicklung. f 

Wenn wir den europäischen  Pfeiler   n 

transatlantischen Brücke stärken *° 
laß wir die t* « 

stf 
um- 

setzt dies auch voraus, daß 
nologische und industrielle Leistung 
in Europa steigern. Und dies kann 
doch nur gelingen, wenn wir die vorha ^ 
nen nationalen Potentiale bündeln un «, 
sammenführen. Wir haben auf den fra r 

sischen Vorschlag nicht nur sofort 



UiD 27 •  12. September 1985 • Seite 5 

9|eH,   sondern   gemeinsam   mit  unseren 
ranzösischen    Freunden    und    anderen 

auch inhaltlich die Weichen für Eureka qe- 
stellt. 

Ie Bundesregierung hat darüber hinaus 
p
le Ausrichtung der Folgekonferenz von 
•ris übernommen und die beteiligten eu- 

^0Päischen Staaten für den 5. und 6. No- 
ernber   nach   Hannover   eingeladen.   In 
armover wird es darum gehen, Ziele und 
rukturen von Eureka näher zu bestim- 
en und, wenn möglich, erste konkrete 

J^e und Projekte zu definieren. Unsere 
a 

erlegungen   konzentrieren   sich   dabei 
tio ProJekte aus den Bereichen Informa- 
tertS" Und Kommunikationstechnik, Robo- 
noi  Chnik'   Fertigungstechnik,   Gentech- 

°gie sowie der Techniken für moder- 
n Umweltschutz und Verkehr. 

TechPa   Wird   bei   den   fortgeschrittenen 
Ur). 

no,°gien gegenüber seinen Freunden 
zugleich Konkurrenten USA und Ja- 

kön aUf die Dauer nur dann gleichziehen 
groß

n_en- wenn wir mit der Schaffung eines 

'hen. 
en  einheitlichen  Marktes ernst  ma- 

'     turopäische Rat in Mailand hat sich 
f(jn Z festgelegt, bis 1992 - und das ist 

De 

..   'n so großes Werk nur eine kurze Zeit 
Schaff

en   europäischen   Binnenmarkt   zu 

^Öhni-en" lch weiß' dies ist ein 9anz unge- 
^nkt'Ch enrgeiziges Ziel, wenn man be- 
nicht' 

daß es in den letzten 25 Jahren 
$cr,e 

9®lur)gen ist, den Auftrag der Römi- 
n6nqr erträge zu erfüllen und die Bin- 
2U(jken2en in der Gemeinschaft endlich 
dar g^'nden. Wir werden mit Nachdruck 

6uroD".hinwirken' daß der Beschluß des 
'•chst f,schen Rates von Mailand mög- 
Mit d 

erm'ngerecht umgesetzt wird. 
^t)^ r Scnaffung eines einheitlichen Bin- 
b^inQ verbessern wir die Rahmen- 
schaft

9u/"9en für die europäische Wirt- 
Sbene" Wir 'eisten damit auf europäischer 
c|9uerh

aucn einen wichtigen Beitrag zur 
Si9kejt Überwindung der Arbeitslo- 

ln diesen Tagen der Debatte werden hier 
natürlich auch alle Fragen der Innenpolitik 
ganz besonders gewürdigt. Ich kann sehr 
wohl verstehen, daß es für die Sprecher 
der Opposition eine wenig erfreuliche Si- 
tuation ist, daß all ihre Voraussagen, ihre 
pessimistischen Bilder, die Horrorgemäl- 
de, die hier auch heute noch entwickelt 
wurden, in der Wirklichkeit des Landes 
eben nicht zutreffen. 

Den Verleumdungen der SPD 
werden wir entgegentreten 
Ich habe gesagt, dieser Etat führt am 
Ende des Jahres 1986 ins unmittelbare 
Vorfeld der Bundestagswahl hinüber. Sie 
werden angesichts der wirtschaftlichen 
Entwicklung, so wie sie sich abzeichnet 
und wie sie nach meiner festen Überzeu- 
gung auch eintreten wird, keine Chance 
haben, mit jener Welle der Diffamierung, 
Verleumdung und Verdrehung der Tatsa- 
chen operieren zu können, wie Sie das bei 
einigen Wahlen in diesem Jahr getan ha- 
ben. 

Wir werden den Wählern rechtzeitig und 
umfassend deutlich machen, was wir von 
Ihnen an Erblast übernommen haben. 
Es waren drei schwierige Etappen, die wir 
vor uns hatten: Beendigung der Talfahrt in 
die tiefste Rezession der Nachkriegszeit, 
die Sie allein zu verantworten haben. 
Das zweite, um das es uns gehen muß, 
war die Wiedergewinnung von Stabilität 
und Wachstum, das dritte die Trendum- 
kehr bei Beschäftigung und Arbeitslosig- 
keit. 

Erstens: Das einzige, was Sie von der 
SPD anzubieten haben, ist, zurückzukeh- 
ren zu Ihren alten Rezepten, die immer ka- 
tastrophale Folgen hatten: Neue Schulden 
zu machen, das ist das, was Sie uns doch 
in Wahrheit vorgeschlagen haben. Sie hat- 
ten uns im Herbst 1982 ein wirklich gigan- 
tisches Defizit für 1983 vorgegeben, und 
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wir haben für dieses Defizit bezahlen müs- 
sen. 
Wir haben das Defizit wesentlich redu- 
ziert, wenn wir auch noch nicht alle Ziele 
erreichen konnten. Wir haben mit einem 
6-Milliarden-Gesamtpaket wichtige Start- 
hilfen zur Wiederbelebung der Wirtschaft 
gegeben. Und ob es Ihnen gefällt oder 
nicht: Wir haben mit der Steuerreform — 
1. Januar 1986, 1. Januar 1988 — einen 
Startschuß für eine vernünftige Entwick- 
lung gegeben, die unter Ihrer Regierung 
gänzlich unmöglich gewesen wäre. 
Im Gegensatz zu Ihren Prophezeiungen im 
Jahre 1983 und 1984 von diesem Pult aus 
hat uns die Konsolidierung des Haushalts 
eben nicht tiefer in die Rezession geführt, 
sondern sie hat einen wirtschaftlichen 
Aufschwung und die eben erwähnte Sen- 
kung der Steuerbelastung überhaupt erst 
möglich gemacht. Wir.werden auf diesem 
Weg voranschreiten. 
Steuersenkungen und solide Staatsfinan- 
zen gehören für uns untrennbar zusam- 
men. Das, Herr Abgeordneter Vogel, ist 
der entscheidende Unterschied zwi- 
schen uns. Steuersenkungen auf Pump 
sind für uns keine Alternative. Unsere Fi- 
nanzpolitik bleibt berechenbar. 

Unsere Bilanz kann sich sehen 
lassen 
Der zweite, wirklich entscheidende Punkt 
einer Veränderung in weniger als drei Jah- 
ren: statt Minuswachstum und Schrump- 
fung wirtschaftlicher Leistungen wieder 
Wirtschaftswachstum. Wir hatten 1982 im- 
merhin einen Rückgang um real 14 Milliar- 
den DM. Das heißt, die realen volkswirt- 
schaftlichen Leistungen waren 1982 hinter 
den Stand von 1980 zurückgefallen. 
Heute haben wir anhaltendes reales Wirt- 
schaftswachstum, mit dem uns beispiels- 
weise die OECD — zu Recht — in der 
Spitzengruppe der Industrieländer der 
Welt sieht. 

Die Bundesbank rechnet mit einer Zu- 
wachsrate des Bruttosozialprodukts in ei- 
ner sehr günstigen Größenordnung in der 
Nähe von 3 Punkten. 
Diese Wachstumsdynamik bedeutet i"1 

übrigen im abgelaufenen Jahr 1984 eine 

Zunahme der volkswirtschaftlichen Lei- 
stungen um nicht weniger als 77 Milliarden 
DM. Das — das muß man den Sozialisten 
jeglicher Art ins Stammbuch schreiben " 
hat mehr Wirkung als alle vorgeschlag6' 
nen Beschäftigungsprogramme, die Sie je 

erdacht haben. 
Herr Abgeordneter Vogel, Sie wissen sj 
gut wie ich, daß die rund 50 Milliarden 0^ 
für die sogenannten Beschäftigungsp^' 
gramme jeglicher Art in den Jahren 19' 
bis 1981 nur ein Ergebnis hatten: Sie h*' 
ben nicht weniger Arbeitslose, sonde^ 
die größte Zunahme an Arbeitslosen 'J 
der Nachkriegsgeschichte, und Sie habe 
gewaltige Schulden hinterlassen. 

Kein anderes Land mit Ausnahme Jr 

pans kann ähnlich niedrige Preissteid"' 
rungsraten aufweisen wie die Bundes'* 
publik Deutschland. 

Das ist in Wahrheit soziale Politik. Def1^ 
die wirkliche Expropriation — übrige11 

auch im marxistischen Sinne — f"nd, 
statt, indem man den kleinen Sparer ^ 

üb* 
vi»{ 

die Leute mit kleinem Einkommen 
die Inflation tatsächlich enteignet. Das 
doch eine Erfahrung, die wir gemacht H 
ben und die nie wieder Richtschnur de^ 
scher Politik werden darf. 

Die Folgen unserer Politik sind ganz W' 
Wir haben erstmals statt Kaufkraftverl^ 
eine reale Zunahme von Löhnen und P' 

kommen. 1984 und 1985 erhöhte sich d. 
reale Kaufkraft der Haushalte um rund

Hjg 
Milliarden DM. Erstmals seit 1979 ist 0 
Zinsvergütung für Sparkonten wieder n 
her als der Preisanstieg. Das bedeutet 
nen echten Wertzuwachs auf den Sp 
konten. 
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Wir haben in Sachen 
Umweltschutz gehandelt 
,Cri kann hier ein weiteres Feld des Erfol- 
ges ansprechen: Umweltschutz. Was ha- 
ken Sie denn getan? Sie haben darüber 
9eredet. Sie haben auf die neu ankom- 
mende Gruppe der Grünen gestarrt. Sie 
J^aren doch handlungsunfähig, wie Sie es 
Dls zum heutigen Tag geblieben sind. Es 
9ab kein umfassendes Konzept. 
^s war doch ihre Regierung, es war doch 
^er von Ihnen kommende Bundeskanzler, 
*jer weder 1972 noch 1974, als Japan und 
Jytierika das umweltfreundliche Auto ein- 
ölten, die notwendigen Schritte eingelei- 

mt hat. Herr Abgeordneter Vogel, Sie for- 
ern doch immer den handlungsfähigen 

Kanzler. Dieser Kanzler hat in dieser Fra- 
*e gehandelt, und das ist der entschei- 
de Punkt. 

«i die Bundesrepublik, haben heute ei- 
ne   Pilotfunktion   in   Sachen    Umwelt- 
cnutz. ich will ein paar Beispiele nen- 
6n: Halbierung des Schwefelausstoßes 
°n  Kraftwerken  bis  1993,  demnächst 
["^tische Reduzierung der Schadstoff- 
b9abe aus Industrieanlagen, schrittwei- 

Einführung   des  umweltfreundlichen 
u»os, nicht nur bei uns, sondern auf un- 

P re Initiative in Europa, die speziellen 
°rschungen und gezielten Maßnahmen 
UrT1 Thema Waldschäden, das Maßnah- 

. er,bündel zum Schutz von Wasser und 
°den. Mit einem Wort, wir haben die 
ln9e vorangebracht. 

Wir   • 
I    Wissen, daß nur mit moderner Techno- 
U^'e in einer leistungsfähigen Wirtschaft 

u 
Wel.tschutz gewährleistet, Ökologie 

w Ökonomie gemeinsam entwickelt 
H
erden können. 

F>u 
r abgeordneter Vogel, ein weiterer 

rAßk     Strukturwandel.  Wir  werden   im 
^OrnSten Jahr interessante Zahlen be- 

men. Da wird sich beispielsweise die 
Schaftliche Entwicklung, die Arbeits- 

platzlage in Schleswig-Holstein, in Ham- 
burg, in Niedersachsen und in Nordrhein- 
Westfalen zeigen. Da werden Sie feststel- 
len, daß wir in der kurzen Zeit seit unserer 
Amtsübernahme vor allem den neuen 
Technologien wieder eine Chance gege- 
ben haben, daß wir diesen ganzen ideolo- 
gischen Unsinn nicht nur nicht mitma- 
chen, sondern auch dezidiert bekämpfen, 
diesen Unsinn, einen Gegensatz zwischen 
wirtschaftlichem Fortschritt, Sicherung 
von Arbeitsplätzen und technologischen 
Notwendigkeiten zu konstruieren. 
Wir haben wieder allen Grund zu wirt- 
schaftlichem Optimismus, und das ist ein 
großartiges Ergebnis unserer Politik. 
Meine Damen und Herren, zu einer ehrli- 
chen Bilanz gehört auch, daß wir in dem 
wichtigen Bereich Beschäftigung und Ar- 
beitsmarkt noch lange nicht alle Probleme 
gelöst haben. Aber auch hier muß man 
wieder die Ausgangsposition, die Sie ja 
kaschieren wollen, zugrunde legen. 

Der Anstieg der 
Arbeitslosenzahl wurde 
gestoppt 
Für den Herbst 1982 sind folgende Zah- 
lenangaben der amtlichen Statistik völlig 
unbestritten. Die Arbeitslosenzahl lag im 
Oktober 1982 bei 1.920.000, das heißt um 
554.000 höher als genau ein Jahr zuvor. 
Binnen zwei Jahren gab es damals einen 
Zuwachs von mehr als einer Million Ar- 
beitsuchender auf dem Arbeitsmarkt der 
Bundesrepublik. 
Am 9. Oktober 1982 legte der Sachver- 
ständigenrat sein Sondergutachten zur 
wirtschaftlichen Lage im Herbst 1982 vor. 
Seine Prognose für 1983 lautete, Herr Ab- 
geordneter Vogel: Anstieg der Arbeitslo- 
senzahl um rund 400.000 auf 2.250.000 Ar- 
beitslose. 

Was können wir demgegenüber heute, 
nach über zwei Jahren, festhalten? Zum 
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einen: Der im Oktober 1982 vorhergesag- 
te Jahresdurchschnittswert von 2,3 Millio- 
nen ist nicht erreicht worden. Zum ande- 
ren: Der jährliche Anstieg der Arbeitslo- 
senzahl um über eine halbe Million — wie 
1982 — hat seither nicht mehr stattgefun- 
den. 
1984 belief sich der Zuwachs statt dessen 
auf 0,3 Prozent, das heißt auf drei Zehntel 
eines Prozentpunktes, und dies — das 
haben Sie in der öffentlichen Diskussion 
immer unterschlagen — trotz der gebur- 
tenstarken Jahrgänge auf dem Arbeits- 
markt, die es — auf lange Sicht sage ich: 
Gott sei Dank — gibt und die unsere Pro- 
bleme heute notwendigerweise wesent- 
lich verschärfen. 
Den Anstieg der Arbeitslosenzahl zu 
stoppen, ist für uns ein ganz wichtiges 
Ziel unserer Politik, aber es kann nur ein 
erster Schritt in die richtige Richtung 
sein. Dafür, daß die Richtung stimmt, 
gibt es klare Hinweise. Die Zahl der 
Kurzarbeiter konnte seit Anfang 1983 von 
über 1 Million auf zuletzt 74.000 gesenkt 
werden. Der Abbau von Kurzarbeit ist 
doch der Abbau der Gefahrenstufe vor 
der Arbeitslosigkeit. Ich kann Ihnen aus 
meiner Erfahrung aus den letzten Jahren 
— das hat nichts mit meinem Amt zu tun 
— Dutzende von Beispielen dafür nen- 
nen, daß Betriebe, bevor sie in die letz- 
ten Schwierigkeiten kamen, zunächst 
versucht haben, sich mit Kurzarbeit zu 
entlasten und über die Runden zu retten. 
Meine Damen und Herren, das ist doch 
nun eine großartige Zahl; diese sollten 
Sie proklamieren. 

Wir haben das 
Lehrstellenproblem gelöst 
Es gibt noch einen ganz großartigen Er- 
folg, bei alledem, was uns dabei bedrückt: 
Die Jugendarbeitslosigkeit — auch das 
sollten Sie anerkennen — ist heute niedri- 
ger als im Herbst 1982 — und dies trotz 

der größeren Zahl von Schulabgängern im 
Verhältnis zu damals. Das ist im übrigen 
auch im EG-Vergleich ein sehr gutes &' 
gebnis. 
Wir haben wirklich durch gemeinsame 
Arbeit vieler Verantwortlicher in allen Be* 
reichen der Gesellschaft bei der Lösung 
des Lehrstellenproblems ein großartiges 
Ergebnis zu verzeichnen gehabt. 
Wahr ist aber auch, daß in jenem Jahr und 
in den darauffolgenden Jahren weit über 

90 Prozent einen Ausbildungsplatz erhal' 
ten und daß wir Ausbildungsplatzrekorde 
erzielt haben. 

Mit einem Wort: Es gibt bei allen unleUÖ' 
baren Schwierigkeiten eine deutlich 
Trendwende an der Beschäftigungsfron • 
Seit Anfang dieses Jahres liegt die Za«1 

der Beschäftigten erstmals seit vier Ja*1' 
ren nicht mehr unter, sondern über deflj 
Vorjahresstand. Das Ifo-Institut beziffe^ 
die Zunahme von Arbeitsplätzen in de 
Gesamtwirtschaft bis Mitte des Jahres 

auf 100.000. 

Noch  eines   ist  wichtig:   Der  Beschaff1 

gungsanstieg war im Investitionsgüterg 
werbe mit Abstand am stärksten, also 9 
nau dort, wo Produktion und Aufträge a 
stärksten zugenommen haben. 
Dies zeigt deutlicher als alles andere, ° 
die wirtschaftliche Entwicklung, daß 
Aufwärtstrend   eben   nicht   am   Arbei 
markt vorbeigehen, sondern im Gegen 
von dort  Impulse für den Arbeitsrnar 
ausgehen. 
Diese Trendwende in Sachen Besen3 

gung war alles andere als selbstversta 
lieh. Im Herbst 1982, am Ende der 13 J* ( 
re Ihrer Regierung, gab es nicht me   ' 
sondern weniger Arbeitsplätze als 1969' 

800.000   Arbeitsplätze   müssen   in   |pr . 
Übergabebilanz   als   Verlust   eingese 
werden. . 
Für uns ist dies nicht eine Frage der t> 
stik, sondern wir wissen doch — ich 
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ke, wenigstens an diesem Punkt stimmen 
Wir überein, daß der Verlust eines Arbeits- 
Platzes auch der Verlust der Chance zu 
Wirklicher Selbstverwirklichung ist und 
daß man das entscheidende Ziel deut- 
scher Innenpolitik und deutscher Gesell- 
schaftspolitik in der Gegenwart — was im- 
mer man in einzelnen politischen Lagern 
Renken mag — im Stopp und im Abbau 
der Arbeitslosigkeit sehen muß. 

Aufwärtstrend bei den 
beschäftigten 
Wir haben notwendige Schritte in diesem 

lnne eingeleitet, und ich bin sicher, wir 
Werden auf diesem Weg gut vorankom- 
men. 

er Blick auf das zweite Halbjahr 1985 
|jnd auf das Jahr 1986 zeigt, daß es bei 

pr  Beschäftigung   einen   Aufwärtstrend 
a'Dt. 

as Wirtschaftswachstum  ist stabil.  Die 
achverständigen halten sogar eine leich- 

® Verstärkung für das nächste Jahr für 
p
arirscheinlich.    Eine    Gefährdung    der 
re|sstabilität ist nicht zu erkennen. 

ob°duktion   und   Aufträge   zeigen   nach 
en. Der Export wie die Inlandsnachfra- 

ge9* Winnen auch weiterhin an Schwung, 
rnit £apa2itatsauslastun9 der Industrie hat 

knapp 85 Prozent den letzten Höchst- 
Se 

nd v°n 1979 - das war immerhin vor 
ein t   Janren — erreicht- Das heißt, Neu- 
T  Stellungen stehen zunehmend auf der 

a9esordnung. 

t6|Sa|Jlme^assend gilt für dieses Kapi- 
die . stehen jetzt an dem Punkt, wo 
aUc 

wlrts chaftliche Aufwärtsentwicklung 
Wjr. bei der Beschäftigung zunehmend 
dfei T9 erzje,t Damit sind wir knapp 
itie .anre nach der Regierungsübernah- 
ano

e'nen ganz wesentlichen Schritt vor- 
3ekommen. 

Die Zinsen sinken, die Preise sind stabil, 
die Wirtschaft wächst, die Unternehmen 
investieren. Unsere verbesserte Chance 
im Bereich des internationalen Wettbe- 
werbs ist unbestritten. Die Tarifpartner 
können wieder über reale Lohnsteigerun- 
gen verhandeln. 

Aber wir können dabei nicht stehenblei- 
ben. Der hohe Sockel der Arbeitslosigkeit 
läßt sich nur dann abbauen, wenn nicht 
nur die politisch Verantwortlichen die Rah- 
menbedingungen schaffen, sondern wenn 
alle Beteiligten bei diesen Aufgaben zu- 
sammenwirken. Ich nenne nur die über 1 
Million Arbeitslosen ohne ausreichende 
Qualifikation. Ich nenne den eklatanten, in 
einigen Regionen ja ganz und gar unver- 
ständlichen Facharbeitermangel auf den 
Wachstumsfeldern der wirtschaftlichen 
und technischen Entwicklung. Ich nenne 
die Notwendigkeit, ja unsere Pflicht, zu 
helfen beim Übergang junger Menschen 
aus der Lehre in ein Beschäftigungsver- 
hältnis. 

Ich nenne als ein besonders bedrücken- 
des Thema aus dem Bereich der Jungaka- 
demiker-Arbeitslosigkeit die wachsende 
Zahl arbeitsloser Lehrer, die nur bei einem 
Wechsel in einen anderen Beruf einen 
dauerhaften Arbeitsplatz finden können. 
Das sind Beispiele für das weite Feld von 
Arbeit, das noch vor uns liegt. 

Wir wollen den § 218 nicht 
ändern — aber wir sind gegen 
den Mißbrauch gesetzlicher 
Bestimmungen 

Für das politische Klima im Land, für das 
soziale Klima im Land ist ein anderes ganz 
wichtiges Thema von größter Bedeutung, 
das Thema der Familienpolitik. 

Bevor ich mich diesem Thema zuwende, 
will ich noch eine kurze Bemerkung zu 
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dem machen, was der Abgeordnete Dr. 
Vogel in einer mir völlig unverständlichen 
Weise zu der innerhalb der Union ablau- 
fenden Diskussion zu § 218 gesagt hat. 
Herr Abgeordneter Vogel, wenn Sie kei- 
nen Sinn dafür haben, daß ein solches 
Thema Menschen in der Bundesrepublik 
zutiefst aufwühlt und berührt, ist das Ihre 
Sache. 

Es ist einfach nicht wahr, wenn Sie hier 
die Behauptung aufstellen, wir wollten den 
§ 218 ändern. Die Diskussion bei uns in 
der Union geht darum, was bei Mißbrauch 
der gesetzlichen Bestimmungen — das 
wird von vielen so empfunden — zu tun 
ist. Die Initiative meines Freundes, Bern- 
hard Vogel, des Ministerpräsidenten von 
Rheinland-Pfalz, richtet sich genau auf 
diesen Punkt. 

Was Sie uns hier unterstellen, stimmt 
doch einfach überhaupt nicht. Herr Ab- 
geordneter Vogel, auch Sie müßten es 
einfach für unerträglich halten, daß in ei- 
nem so unbestreitbar reichen Land wie 
der Bundesrepublik Deutschland aus 
wirtschaftlichen oder sozialen Gründen 
menschliches Leben vernichtet wird. 
Hier müssen wir doch handeln, und dar- 
um geht es doch auch im Augenblick. 

Wir haben doch auch gehandelt: Ab Janu- 
ar nächsten Jahres wird durch das Erzie- 
hungsgeld und Kindergeldzuschlag er- 
reicht, daß keine Frau, die ein Kind auf die 
Welt bringt, zu befürchten braucht, in eine 
soziale Notlage zu geraten. Wir haben 
durch diese Maßnahmen gehandelt und 
geholfen. 

Das alles hat natürlich seinen guten 
Grund; denn wenn es überhaupt eine In- 
stitution in unserem Staat, in der Gesell- 
schaft gab, die unter Ihrer Politik gelitten 
hat, dann war es die Familie. Sie haben die 
Familie materiell und sozial ins Abseits ge- 
drängt. 

Sie haben sie rechtlich bevormundet, Sie 
haben sie psychologisch verunsichert, 
und die Familie war in Ihrer gesellschafts- 
politischen Vorstellung jahrelang Objekt 
für gesellschaftsverändernde Experimen- 
te. Dahinter stand immer die ideologische 
Vorstellung einer neuen Gesellschaft und 
eines neuen Menschen, der alte Traum 
der Marxisten und Sozialisten, der sich 
schon immer als eine Schimäre erwiesen 
hat. 
Meine Damen und Herren, diese Politik 
hat nicht Partnerschaft und nicht Mit- 
menschlichkeit gefördert, sondern sie hat 
nur Konflikte geschürt, sie hat menschli- 
che Bindungen in Frage gestellt und oft 
auch zerstört. Viele Schwächesymptome 
unserer Gesellschaft, mit denen wir uns 
heute herumschlagen, vor allem auch je- 
ner törichte, dümmliche, fortschrittsfeind- 
liche Kulturpessimismus, hatten ihre Ursa- 
che in dieser totalen Verunsicherung. 

Dank an Heiner Geißler 

Für die Koalition der Mitte sind der Schutz 
und die Stärkung der Familie eine gesell- 
schaftspolitische Aufgabe ersten Ranges. 

Ich nehme die Gelegenheit der heutigen 
Debatte wahr, meinem Freund Heine1" 
Geißler für seine Arbeit in diesem Feld 
ausdrücklich zu danken. Er hat in diesen 
weniger als drei Jahren mehr bewegt als 
viele andere in diesem Ressort vor ihm- 
Er hat es mit der ihm eigenen Art, mit äu- 
ßerster Tatkraft und Entschiedenheit und 
auch mit großer Robustheit getan; er ha» 
aber damit überhaupt bei vielen in unsß' 
rer Gesellschaft ein Tor für die Einsicht 
geöffnet, wieder ein klares Ja zur Famil'6 

zu sagen. 

Für die Koalition der Mitte, für FDP, CDU 
und CSU, sind der Schutz und die Stär- 
kung der Familie eine gesellschaftspolit'' 
sehe Aufgabe ersten Ranges. Ehe und Fa' 
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ttiilie sind das Fundament unseres Staa- 
tes, unserer Gesellschaft. Ohne die ge- 
rneihschaftsbildende Kraft, ohne die Lei- 
stungen der Familie hat das Land keine 
Zukunft. 

Eine Gesellschaft, die die Familie vernachl- 
ässigt, kann eben nicht kinderfreundlich 
sein, und eine kinderfeindliche Gesell- 
schaft ist außerstande, mit Optimismus 
Und mit Zuversicht nach vorn zu blicken. 
Dabei geht es uns überhaupt nicht darum, 
ln persönliche Entscheidungen von Mann 
Ur>d Frau einzugreifen. Aber wir wollen 
j-^d wir müssen verhindern, daß der 
Wunsch nach Kindern, daß das Ja zu Kin- 
dern zu einer sozialen Benachteiligung 
fährt. Und wir haben gehandelt. Das ist 
9estern in der Diskussion schon dargelegt 
Worden. 

|Wr haben den größten 
Jamilienpolitischen 
^astenausgleich seit 
gestehen der Bundesrepublik 
°eutschland auf den Weg 
9ebracht 

,e Familienpolitik der Bundesregierung 
^bessert die soziale Situation der Fa- 

^"'en. Materiell geschieht das durch ei- 
e Summe und eine Kombination von fa- 
"'engerechter   Steuer   oder   gezielter 

/dialer Förderung. Wir haben den größ- 
•*! famllienPoHt'schen Lastenausgleich 
D '*    Bestehen     der    Bundesrepublik 

eutschland auf den Weg gebracht. 
•r Wollen eine Renaissance der Familie in 

b
nserer Gesellschaft. Dabei ist die Ver- 

6jn^serung der materiellen Lage nur der 
^e e Teil. Der andere Teil ist ein Umden- 
cje

n 'n.Staat und Gesellschaft. Daran wer- 
n wir uns alle beteiligen müssen. Das ist 
en nicht nur — vielleicht noch nicht ein- 

t 
ai zuvörderst — eine Aufgabe der Poli- 

Mehr als das, was Staat und Gesetze be- 
wegen können, was Behörden tun kön- 
nen, ist das, wozu die Menschen selbst 
bereit sind zugunsten einer Veränderung 
des Großklimas in unserer Gesellschaft. 
Wichtig ist, daß wir alle, daß Elternhäuser 
und Schulen, gesellschaftliche Organisa- 
tionen — Kirchen, Gewerkschaften — und 
viele andere die Familie wieder in den Mit- 
telpunkt unserer Überlegungen und unse- 
rer Sympathie stellen. Die wirtschaftlich- 
technische Modernisierung unseres Lan- 
des stellt hohe Anforderungen an die Ge- 
sellschaft von heute und morgen, an An- 
passungs- und Lernfähigkeit. 
Auch im Blick auf diese Herausforderung 
insgesamt ist die Familie die große Chan- 
ce, den Menschen Wärme, Rückhalt und 
Geborgenheit zu geben. Für uns ist Fami- 
lienpolitik eine tragende Säule der Zukunft 
unseres Landes, und wir werden alle un- 
sere Maßnahmen immer wieder in diesem 
Sinne zu überprüfen haben. 

Meine Damen und Herren, in weniger als 
drei Jahren — das ist eine kurze Zeit im 
Ablauf der Geschichte eines Volkes —, 
kann ich auch bei alledem, was uns nicht 
gelungen ist und was uns auch an Fehlern 
unterlaufen ist, heute mit berechtigtem 
Stolz sagen: 

Wir haben in diesen knapp drei Jahren in 
allen wesentlichen Fragen entscheiden- 
de Fortschritte erzielt. 

Wir haben fast 80 Prozent des von mir hier 
in der Regierungserklärung vorgetrage- 
nen Programms bereits jetzt entweder 
realisiert oder in die Gesetzgebung einge- 
bracht. Wir werden unser Arbeitspensum 
zügig bis zum Sommer 1986 abschließen. 
Wir werden uns dann guten Mutes den 
Wählern stellen. 

Der Wähler wird erkennen: Die Wende 
hat in der deutschen Politik stattgefun- 
den. Es geht wieder aufwärts mit der 
Bundesrepublik Deutschland. 
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Heiner Geißler: 

Wir haben Meilensteine in der 
Jugend- und Familienpolitik gesetzt 
Ich bin fest davon überzeugt, daß die 
Familienpolitik — um mit diesem Ka- 
pitel zu beginnen — eine der zentra- 
len Aufgaben der Gesellschaftspoli- 
tik nicht nur gewesen ist, sondern 
auch in der Zukunft bleiben muß, er- 
klärte Bundesminister Geißler in der 
Debatte u. a. 

Was heißt „Interessen der Zukunft"? 
Interessen der Zukunft — das sind 

die Interessen unserer Kinder, das sind 
die Interessen der Jugend. Infolgedessen 
ist Familienpolitik immer eine Politik, die 
für die Zukunft unseres Landes, für die 
Zukunft unserer Kinder investiert. 
Von diesem Gesichtspunkt habe ich mich 
leiten lassen. Ganz sicher ist nicht alles 
erreicht worden — und es kann auch in 
zweieinhalb oder drei Jahren nicht erreicht 
werden —, was man sich bei dieser Ziel- 
setzung vorstellt; aber in den vergange- 
nen drei Jahren sind durch Entscheidun- 
gen der Bundesregierung frauen-, fami- 
lien- und kinderfeindliche Strukturen die- 
ser Gesellschaft abgebaut und ist die Be- 
deutung der Familie als der wichtigsten 
Gemeinschaft unserer Gesellschaft aufge- 
wertet worden. 
Ich bin auch der Meinung, daß wir als eine 
der bedeutendsten Veränderungen unse- 
rer Gesellschaft und unserer Zeit zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß sich das 
Bewußtsein von Millionen von Frauen ver- 
ändert hat, die heute in ihrer überwiegen- 
den Mehrheit Familie und Beruf miteinan- 
der verbinden wollen, und zwar ohne daß 
ihnen irgend jemand eine Rolle vor- 
schreibt, sondern in dem Sinne, daß sie 
selber entscheiden wollen, welche Aufga- 
be in welcher Lebensphase sie für sich 

persönlich für richtig halten. Nicht nur das 
Zehn-Milliarden-Paket für die Familie, son- 
dern auch konkrete politische Entschei- 
dungen, die keine rein quantitative Fort- 
schreibung der bisherigen Frauen- und 
Familienpolitik, aber eine qualitative Ver- 
änderung der Gesellschaftspolitik beinhal- 
ten, haben dazu entscheidend beigetra- 
gen. Ich nenne vor allem die erstmalige 
Anerkennung von Erziehungsjahren in der 
Rentenversicherung, die Einführung eines 
Erziehungsgeldes und Erziehungsurlaubs 
mit Beschäftigungsgarantie. Beide Ent- 
scheidungen haben ein neues Kapitel in 
der Familien- und Frauenpolitik eröffnet. 

Ich sage jetzt noch ein Wort zur soge- 
nannten neuen Armut. Ich habe — Sie 
können meine Reden hier im Parlament 
nachlesen — nie bestritten, daß es Armut 
in der Bundesrepublik Deutschland gibt 
Ich habe mich dagegen gewehrt, daß Sie 
(die SPD) den Begriff „neue Armut" so 
verwenden, als wäre diese Armut das Er' 
gebnis des Jahres 3 der Regierung Hei' 
mut Kohl. Bereits vor zehn Jahren habe 
ich diese neue Armut umschrieben. Sie 
haben die neue Armut geschaffen. Das ist 
die Wahrheit. 
Kennzeichen dieser Armut waren und sind 
Kinderreichtum und Massenarbeitslosicj' 
keit. Wir haben hier angesetzt. Durch uH' 
sere Familienpolitik werden die Familien 

zum erstenmal seit über zehn Jahren in ei' 
ner bemerkenswerten Weise wieder in die 
Lage versetzt, unter besseren soziale^ 
Bedingungen leben zu können. Wir habe*1 

die Sozialhilfe durch unsere Maßnahme*1 

um 8% erhöhen können. Und was die 
Massenarbeitslosigkeit anbelangt: Die h^ 
ben nicht wir geschaffen, sondern die rt*' 
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ben wir von Ihnen geerbt, und unsere 
Maßnahmen — das ist heute morgen ja 
lange genug erörtert worden — zeigen, 
daß wir mit unserer Politik auch mit die- 
sem Problem fertig werden können — 
aber nicht mit Ihren falschen, unbrauchba- 
ren Rezepten des letzten Jahrzehnts ... 

Neuer Lehrstellenrekord 
^30000 junge Leute haben im letzten Jahr 
einen Ausbildungsplatz bekommen, und in 
diesem Jahr werden wir einen ähnlichen 
Lehrstellenrekord haben. Die Zahl der ar- 
beitslosen Jugendlichen hat, seit wir an 
der Regierung sind, abgenommen, wäh- 
rend sie unter Ihrer Regierungsverantwor- 
tung zugenommen hatte ... 
Was die Gesundheitspolitik betrifft, so ha- 
be ich als Antwort auf die Große Anfrage 
der Koalitionsfraktionen zur Leistungsfä- 
higkeit des Gesundheitswesens eine um- 
fassende Bestandsaufnahme und Bilanz 
v°rgelegt. Wir werden darüber in einer 
Größeren gesundheitspolitischen Debatte 
sprechen. 

Die öffentliche Diskussion über das Ge- 
sundheitswesen vermittelt manchmal den 
Eindruck, unser Gesundheitswesen stün- 
de sozusagen vor dem Zusammenbruch, 
a|s würden wir alle der Gesundheitsgefah- 
ren nicht mehr Herr. Ein solches nun oft 
^°hl nicht ohne Absicht gezeichnetes 
Bi|d ist einfach überzogen und falsch. 

Unser Gesundheitswesen ... 
trstens. Das Gesundheitswesen der Bun- 
desrepublik Deutschland ist modern und 
eistungsfähig. Es steht qualitativ auch im 
Internationalen Vergleich auf einem hohen 
Niveau.   Unser   Gesundheitswesen   wird 
on den Prinzipien der Subsidiarität, der 

Selbstverwaltung   und   der  Selbstverant- 
°rtung geprägt. Es hat sich auch be- 

ehrt. Und dabei muß es bleiben. Wir leh- 
en ein bürokratisiertes oder sozialisier- 
6s oder verstaatlichtes Gesundheitswe- 

sen ab. Dies wird auch für die Zukunft gel- 
ten. 

... ist modern und 
leistungsfähig 
Zweitens. Die gesundheitliche Situation in 
der Bundesrepublik Deutschland hat sich 
entgegen allen Negativprognosen gebes- 
sert. Die Menschen leben heute wesent- 
lich länger und fühlen sich auch im Alter 
gesünder und aktiver als früher. Die mittle- 
re Lebenserwartung ist gestiegen. Die 
Säuglingssterblichkeit ist von 33,8 pro tau- 
send Lebendgeborene im Jahre 1960 auf 
10,2 im Jahre 1982 und 9,6 im Jahre 1984 
zurückgegangen. 

Drittens gilt es festzuhalten: Die medizini- 
sche Wissenschaft hat in den letzten Jah- 
ren große Fortschritte für die Verbesse- 
rung der gesundheitlichen Situation der 
Bürger ermöglicht. Die Entwicklung der 
medizinischen Technik und bei Arzneimit- 
teln hat dazu geführt, daß viele früher un- 
heilbare Krankheiten geheilt, gemildert 
oder hinausgeschoben werden können. 
Darüber hinaus zeichnen sich Entwicklun- 
gen ab, die heute noch kaum vorstellbare 
Möglichkeiten in der Krankheitsbekämp- 
fung erwarten lassen. 

Mehr Vorsorge treffen 
Es ist unsere Aufgabe in der Gesundheits- 
politik, die Gesundheit zu schützen und 
sie zu verbessern, die Krankheiten zu be- 
kämpfen. Aber das ist nur die eine Seite 
und die halbe Wahrheit; denn die Vorsor- 
ge für die Gesundheit hat zwei Seiten. Es 
gibt ganz sicher umweltbedingte und auch 
gesellschaftsbedingte Krankheitsursa- 
chen. Aber zunächst einmal ist jeder per- 
sönlich für seine eigene Gesundheit ver- 
antwortlich. Der Staat kann nicht jedem 
einzelnen seine Gesundheit garantieren. 
Verantwortung des einzelnen und Verant- 
wortung des Staates, beides gehört zu- 
sammen. 
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Norbert Blüm: 

Stabile Preise und sinkende Zinsen 
sind die Kennzeichen unserer Politik 
Sozialpolitik besteht nicht nur aus 
Geld, erklärte Bundesminister 
Norbert Blüm. Aber da wir in der 
Haushaltsdebatte sind, beginne ich 
mit einer Zahl. 86,33 Milliarden DM 
dieses Haushalts werden für soziale 
Sicherheit ausgegeben. Ein Drittel 
des gesamten Bundeshaushalts 
geht in soziale Sicherheit. Der 
größte Einzelplan dieses Haushaltes 
ist der Einzelplan 11, Arbeit und 
Sozialordnung. Er steigt im nächsten 
Jahr um 3,5 %. Er steigt stärker als 
der Haushalt. Wie man angesichts 
dieser Zahlen die Katastrophen- 
litanei von Untergang, Pleiten, 
Zertrümmerung, Skandal herunter- 
beten kann, bleibt mein Rätsel und 
Ihr Betriebsgeheimnis. Wenn freitags 
Frau Fuchs noch nicht das Wort 
Skandal in den Mund genommen hat, 
dann weiß ich: Die Woche ist noch 
nicht zu Ende; irgend etwas stimmt 
noch nicht. 

Wir sparen. Wir mußten sparen. Wir 
sparen nicht aus Selbstzweck. Was 

ist denn die Alternative zum Sparen? Die 
Alternative wäre gewesen, die Beiträge 
wären mit einem Katapultstart in die Höhe 
geschossen. Wer bezahlt denn die Beiträ- 
ge? Die Arbeitnehmer. Insofern ist Sparen 
auch eine Politik für die Arbeitnehmer. Wir 
sparen auch, um die Funktionsfähigkeit 
des Systems der sozialen Sicherung zu 
erhalten. Hätten wir in der Rentenversi- 
cherung nicht gespart, wäre die Renten- 
versicherung im Sommer 1983 zahlungs- 
unfähig gewesen. Als wir die Regierung 
übernahmen, hatte die Bundesanstalt 14 
Milliarden DM Schulden. 14 Milliarden DM 

ist mehr als der ganze Kriegsopferhaus- 
halt. Wir mußten eine Politik des Sparens 
machen, um die Bundesanstalt für Arbeit 
überhaupt funktionsfähig zu halten. Wir 
haben gespart, weil wir die Schulden ab- 
bauen. Denn wer bezahlt die Schulden? 
Wer bezahlt denn die Zinsen, die der Staat 
zahlen muß? Das zahlen die Lohnsteuer- 
zahler. Und wer erhält die Zinsen? Diejeni- 
gen, die dem Staat Geld leihen konnten- 
Das sind nicht die Sozialhilfeempfänger, 
nicht die Rentner, nicht die kinderreichen 
Familien. Schuldenpolitik ist eine Politik 
gegen die kleinen Leute. 

30 Milliarden DM für Zinsen 
Der drittgrößte Titel dieses Haushalts 
heißt Zinsen. 30 Milliarden DM geben wir 
im nächsten Jahr nur aus, um die Zinsen 
der Schulden zu bezahlen, die Sie uns hin- 
terlassen haben. Was könnte ein Soziaimi' 
nister mit 30 Milliarden DM machen, wenn 
Sie uns den Haushalt in dem Zustand 
übergeben hätten, wie wir ihn 1969 in Ihre 
Hände übergeben haben? 30 Milliarden 
DM! Ich fange an zu träumen: man könnte 
eine 14. eine 15. Rente zahlen, man könn- 
te mehr Familienpolitik machen. 30 Millier' 
den DM, das ist mehr als alle Löhne und 
Gehälter, die der Bund zahlt. 
Mehr als für Entwicklungspolitik, Um- 
weltschutz, innere Sicherheit, Wo"' 
nungsbau, Wissenschaft, Forschund' 
Ausbildungsförderung geben wir "U 
aus, um die Zinsen für die Schulden *ü 

zahlen, die Sie uns hinterlassen hab«* 
Weil ich weiß, daß Ihnen das lästig ist' 
Ich werde so lange über Erblast rede"1, 

bis die letzte Mark der Schulden abge' 
baut ist, die Sie uns hinterlassen habe"' 
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Wozu sparen? Ich stelle noch einmal die 
Frage. Wir sparen für die Beitragszahler. 
Wir sparen, um auch sozialpolitisch wie- 
der Luft zum Atmen, Gestaltungsmöglich- 
keiten zu haben. Wir haben nämlich nicht 
nur gespart, wir haben gestaltet. 10 Mil- 
liarden mehr für den Familienlastenaus- 
9'eich im nächsten Jahr. Meine Damen 
Ur»d Herren, wenn wir das vor zwei Jahren 
angekündigt hätten, hätten Sie uns für 
Hochstapler erklärt. 10 Milliarden DM, ob- 
wohl gespart werden muß. 

Wir haben das Wohngeld erhöht. Wir ha- 
ben den Arbeitslosengeldbezug für ältere 
^nbeitslose verlängert, die jüngeren Ar- 
beitslosen wieder in Krankengeld und Kin- 
dergeld hineingenommen. Die hatten Sie 
v°rher hinausgeworfen, wir haben sie wie- 
der hereingenommen. 

Meine Damen und Herren, es gibt zwei 
Möglichkeiten des sozialpolitischen Fort- 
schritts. Der eine Weg ist der mit Pauken, 

•"ompeten und Schellenbaum; der andere 
Weg ist der leise — auf weichen Sohlen. 

^feisstabilität und 
*'nssenkung 

eschäftigungsprogramme,      Subventio- 
en- staatliche Umverteilung, das ist die 
°zialpolitik, von der ich zugebe, daß sie 
Pektakulärer ist. Die leiseste Sozialpolitik 

s
eißt  Preisstabilität,  heißt  Zinssenkung. 

^nkung der Preissteigerungsrate ist die 
p
este Sozialpolitik für die kleinen Leute. 

^ a9en Sie doch mal die Rentner, was sie 
h°

n einer Rentenerhöhung von 4% 1981 

beten" a'S d'e Preisste'9erun9srate 6% 

Loh9" Was naben Sie von der schönsten 
pr

hnerhöhung, von 5%, 6%, wenn die 
^eise anschließend um 7% steigen? Es 

aufnrnt nicht nur darauf an "~ da setze ich 

Arh        Qesunden Menschenverstand der 
so eiter "~" was du im Ge'dbeutel hast, 
r^j. dern es kommt darauf an, was du da- 
9er       fen kannst. Daß wir die Preisstei- 

Un9srate halbiert haben, heißt 21 Mil- 

liarden DM mehr'Kaufkraft für Arbeitneh- 
mer und Rentner — 21 Milliarden DM. 
Daß wir eine Politik gemacht haben, die es 
ermöglicht hat, die Zinsen zu senken, 
heißt Nachschub für Investitionen von 37 
Milliarden DM. Herr Vogel, Sie träumen 
doch davon, ein Beschäftigungsprogramm 
von 37 Milliarden DM zustande zu bringen. 
Wir haben durch Zinssenkung eines zu- 
stande gebracht. Wir glauben: Es ist bes- 
ser, der einzelne, die Verbraucher, die Un- 
ternehmer entscheiden, wo investiert 
wird, als daß das große, bürokratische Pla- 
nungsabteilungen machen. 

Lassen Sie mich auch zum Arbeitsmarkt 
selber etwas sagen. Herr Dreßler (SPD) 
hat ja gestern in der ihm eigenen Weise 
wieder den Untergang dargestellt. Herr 
Dreßler, wie kommen denn eigentlich in Ih- 
rem Koordinatennetz folgende Zahlen un- 
ter: 1982 für Arbeitsmarkt, Umschulung, 
Fortbildung und Rehabilitation — 1982, 
Herr Dreßler, das war Ihr letztes Jahr als 
parlamentarischer Staatssekretär — 6,9 
Milliarden DM, 1985 9,3 Milliarden DM? Al- 
so, da braucht man gar nicht höhere Ma- 
thematik: 6,9 Milliarden DM sind weniger 
als 9,3 Milliarden DM. Und wie kommen 
ausgerechnet Sie, der Sie weniger als wir 
gemacht haben, dazu, uns vorzuwerfen, 
wir würden auf dem Arbeitsmarkt nichts 
machen? 

Sehr verehrter Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär außer Diensten, in dem 
letzten Jahr, wo Sie Mitverantwortung hat- 
ten, hatten wir 29200 ABM-Plätze. Inzwi- 
schen haben wir 90000. Was ist mehr: 
29000 oder 90000? Wie kommen Sie da- 
zu, uns vorzuwerfen, wir machen nichts? 
Dann hätten Sie ja ein Minus gemacht! 
Wie kommen Sie dazu, uns Vorwürfe zu 
machen, wenn Sie weit unter dem geblie- 
ben sind, was wir machen? 

Wir haben die Vorruhestandsregelung ge- 
macht. Wenn Sie von einem Flop des Vor- 
ruhestandes  reden,  dann   muß  ich  den 
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Vorsitzenden des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes hier vor den Angriffen der 
Sozialdemokraten in Schutz nehmen. Er 
hat noch in einer der jüngsten Ausgaben 
der „Gewerkschaftlichen Monatshefte" 
den Vorruhestand als eines der wichtig- 
sten und wirksamsten Instrumente des 
Arbeitsmarkts bezeichnet. .. 

Für bessere Qualifikation 
der Ungelernten 
Meine Damen und Herren, es geht mir 
nicht um Vergangenheitsbewältigung. Es 
geht in der Tat um die Zukunft. Da stehen 
auf dem Arbeitsmarkt große Herausforde- 
rungen an. Niemand kann sich mit über 
zwei Millionen Arbeitslosen zufriedenge- 
ben. Darüber geht doch niemand zur Ta- 
gesordnung über. 

Notwendig ist jetzt auch eine große An- 
strengung zur Qualifizierung. Die Hälfte 
der Arbeitslosen sind sogenannte Unge- 
lernte. Wenn die Hoffnung, wenn der 
Fortschritt unserer Wirtschaft in Moder- 
nisierung besteht, dann kann das nicht 
nur Modernisierung von Maschinen be- 
deuten, sondern auch Qualifizierung von 
Arbeitnehmern; denn sonst stehen die 
Ausstattungen leer. 
Wir möchten eine Verbesserung der Be- 
schäftigtenstatistik; denn in der Tat sagt 
die Arbeitslosenstatistik noch nicht alles 
über die Bewegung am Arbeitsmarkt aus. 
In diesem Jahr treten allein 120000 junge 
Leute mehr auf den Arbeitsmarkt, als älte- 
re ausscheiden. Da brauchen wir schon 
120000 Arbeitsplätze mehr, nur um den 
Stillstand in der Arbeitslosenstatistik zu 
erreichen. 70000 Frauen kommen mehr 
auf den Arbeitsmarkt als in früheren Jah- 
ren. Wir brauchen schon 200000 mehr Ar- 
beitsplätze, nur um in der Arbeitslosensta- 
tistik Stillstand herzustellen. Sie sehen, 
daß die Beschäftigtenstatistik für den Ar- 
beitsmarkt und seine Vorgänge aussage- 
kräftiger ist als eine Arbeitslosenstatistik. 

Zum Thema 
Arbeitskampfrecht 
Ein sehr wichtiges und auch in der heuti- 
gen Debatte schon eingeführtes Thema 
ist das Arbeitskampfrecht. Ich möchte 
hier für die Bundesregierung klarstellen, 
daß die Bundesregierung nicht beabsich- 
tigt, das gesamte Arbeitskampfrecht zu 
kodifizieren. Das Arbeitskampfrecht ist ein 
Friedensrecht, und es erfüllt seine Frie- 
densfunktion nur, wenn sich die Kontra- 
henten auf Spielregeln einigen. Im Wider- 
streit der Interessen müssen die Regeln 
klargestellt sein. 

Es kann nicht der eine Freistil und der an- 
dere griechisch-römisch ringen. Wenn 
diese Friedensfunktion erhalten bleiben 
soll, ist es die erste Aufgabe der Partner 
selber, einen solchen Verhaltenskodex zu 

finden. Im übrigen beginnen sie nicht be1 

Null. Schlichtungsabkommen sind nicht5 

anderes als ein Verhaltenskodex für da5 

Arbeitskampfrecht. 

Die wichtigste Frage, die allerdings in der 

Diskussion steht und bleibt, ist die Frage< 
wie die Neutralität des Staates im Arbeit5' 
kämpf gesichert werden kann. Denn z 
den ungeschriebenen Gesetzen des A 
beitskampfrechts gehört die Kampfparitä' 
das Gleichgewicht der Kräfte. Deshalb Qe' 
hört zu den konstitutionellen Merkmale 
einer solchen Tarifautonomie, daß sich oe 

Staat nicht mit seinen Finanzmitteln a|j 
die Seite eines der Partner schlagen da • 
Die Frage ist, wie diese Parität zu sicher 
ist.   Die   Arbeitgeber  sehen   Handlung 
zwang  des  Gesetzgebers,  die  Gevver 

schatten  verneinen  jeden  Handlungsb 
darf.  Die  Bundesregierung appelliert 
beide, daß dies nicht das letzte Wort se 
kann, daß versucht werden muß, BrücK 
zu schlagen. Wir wollen den Tarifpartne ^ 
die Vorfahrt  lassen,  und wir wollen 
Chance, daß beide darüber nachdenke 
nicht durch Schnellschüsse beenden. 
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Bundeshaushalt 1986 
Einnahmen 263,9 Milliarden DM Entwurf Ausgaben 263,9 Milliarden DM 

Lohn- und 
Einkommensteuer 

Umsatzsteuer 

Mineralölsteuer 

Ertrag- und 
Korperschaftsteuer 

Tabaksteuer 
Branntweinabgaben 
Versicherungsteuer 
Bundesbankgewinn 

sonstiges 
Netto- 
Kreditaufnahme 

Arbeit und Soziales 

Verteidigung 

Zinsen 

Verkehr 

Jugend, Familie 
Pensionen 
Forschung 
Landwirtschaft 
Entwicklungshilfe 

jjTjj» Bau, Raumordnung 
EBh Wirtschaft 
flQ>" Bildung 

5728 
• sonstiges 

Qute Nachrichten für die Rentner: 
annahmen der Rentenversicherung höher als erwartet 
. J|h nochmals zur Rentenpolitik. Da habe 

h zwei gute Nachrichten. Die erste gute 
^achricht: Im ersten Halbjahr 1985 sind 
^.e  Einnahmen  der  Rentenversicherung 

H°ikr a'S erwartet- Sie üeQen im ersten 
w

a|bjahr 1985 um 4,5% über unseren Er- 
rungen. Meine Damen und Herren von 

g r spD, wenn Sie vor einem halben Jahr 
Schrien   haben   wegen   Mindereinnah- 

me n •dann mussen Sie Jetzt-finde icn- aus 

riah'^sgründen jubeln, weil wir Mehrein- 
v6rt

men haben- Der Kollege Quartier, stell- 
sich

retender Vorsitzender der Bundesver- 
4 grungsanstalt für Angestellte, hat am 

ePtember zu den Beiträgen gesagt: 

Die Beiträge fließen besser als erwartet. 
Wir haben keine Schwierigkeiten, die 
Rente aus eigenen Mitteln zu zahlen. 
Wenn es keinen wirtschaftlichen Ein- 
bruch gibt, brauchen wir bis 1990 keine 
Beitragserhöhung. 

Der Verband der Deutschen Rentenversi- 
cherungsträger hat das gestern bestätigt. 
Was soll es also — so frage ich Sie —, 
wenn der sozialdemokratische Arbeitsmi- 
nister von Nordrhein-Westfalen davon 
spricht, daß die Rentenversicherung vor 
der Pleite stünde? Was soll denn eigent- 
lich diese Verunsicherung der Rentner? 



UiD 27 • 12. September 1985 • Seite 18 

• VEREINIGUNGEN 

Mittelstand und CDA 
trafen sich 
in Königswinter 
Die geschäftsführenden Vorstände 
der Mittelstandsvereinigung der 
CDU/CSU (MIT) und der Sozialaus- 
schüsse der Christlich-Demokrati- 
schen Arbeitnehmerschaft (CDA) un- 
ter Leitung ihrer Vorsitzenden Ger- 
hard Zeitel und Norbert Blüm, kamen 
in Königswinter zu einem Gespräch 
über wirtschafts- und sozialpoliti- 
sche Fragen zusammen. Beide Sei- 
ten sprachen sich für eine noch inten- 
sivere Zusammenarbeit zwischen Ar- 
beitnehmern und Mittelstand, vor 
allem zur Erhaltung und Schaffung 
neuer, dauerhafter Arbeitsplätze, aus. 
CDA und MIT sind sich darin einig, daß bei 
einer zukünftigen Steuertarifreform eine 
Senkung des Spitzensteuersatzes nicht in 
Betracht kommt. Sie sprechen sich dafür 
aus, daß arbeitsschaffende Investitionen 
steuerlich bessergestellt werden müssen 
als dies bisher der Fall ist. Einigkeit be- 
stand auch in der Notwendigkeit der An- 
hebung der Grundfreibeträge. Zur Konkre- 
tisierung ihrer Vorstellungen im Steuerbe- 
reich werden beide Vereinigungen eine 
gemeinsame Kommission bilden. Zum 
Problem der zunehmenden Konzentration 
im Einzelhandel fordern beide Seiten den 
Gesetzgeber zu einer Änderung des Wett- 
bewerbsrechts noch in dieser Legislatur- 
periode auf. Ohne Chancengleichheit 
beim Wettbewerb ist eine leistungsfähige, 
soziale Marktordnung nicht denkbar. 
CDA und MIT appellieren an Arbeitnehmer 
und mittejständische Betriebe, wo immer 
möglich, Überstunden weiter abzubauen, 
um aus vorhandener Mehrarbeit auch 
mehr Beschäftigung zu machen. Das Be- 
schäftigungsförderungsgesetz ist hierzu 
ein hilfreiches Instrumentarium. 

• ARBEITSMARKT 

Weniger Arbeitslose - 
mehr Beschäftigte 
Die Arbeitsmarktentwicklung im Au- 
gust dieses Jahres verlief unter Be- 
rücksichtigung der erfreulich gerin- 
gen Kurzarbeit günstiger als in zu- 
rückliegenden Jahren. Erstmalig in 
diesem Jahr ist die Arbeitslosenquo- 
te nicht höher als ein Jahr zuvor, ob- 
wohl die Arbeitsmarktentwicklung 
noch durch die späten Schulferien in 
Baden-Württemberg und Bayern ne- 
gativ belastet ist. 

Der nach wie vor hohe Stand der Ar- 
beitslosigkeit bleibt bedrückend; un- 

verkennbar läßt aber die Gesamtpalette al- 
ler Einzelentwicklungen auf dem Arbeits- 
markt Hoffnungen zu, daß in den noch be- 
vorstehenden Monaten dieses Jahres die 
Arbeitslosigkeit niedriger liegen wird als 
im Vergleichszeitraum des Vorjahres, 
stellt Haimo George, Arbeitsmarktpoliti' 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion fest. 
• Die Zahl der Beschäftigten ist spürbar 

höher als ein Jahr zuvor. 
• Bei Berücksichtigung der sehr starken 
Rückgänge bei der Kurzarbeit schon i^ 
Verlauf des gesamten Jahres 1985 war 

das Ausmaß der Unterbeschäftigung be- 
reits in den ersten acht Monaten des Jan' 
res 1985 erheblich geringer als in den zü' 
rückliegenden Jahren 1984 und 1983. 
• Die insgesamt positive Entwicklung e^ 
dem Arbeitsmarkt schlägt in der „Opti* 
nur deswegen noch nicht durch, weil |fl 

diesem Jahr die Zahl der Beschäftigt6*1 

durch Schulabgänger und durch höher 
Erwerbsbeteiligung der Frauen wesentlic 
stärker angestiegen ist als die Zahl der A 
beitsplätze. 
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AKTUELLE STUNDE 

Alfred Dregger zum Bülow-Papier: 
Die SPD verkennt die Wirklichkeit 
In der Aktuellen Stunde des Deut- 
schen Bundestages am 11. Septem- 
ber 1985 zum Thema „Aktuelle si- 
cherheitspolitische Vorschläge der 
SPD" erklärte der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Al- 
fred Dregger: 

Das Militärpapier der SPD, formuliert 
durch den Herrn von Bülow — ich 

föchte es nicht „Sicherheitspapier" nen- 
nen, dann müßte ich schon von „Unsicher- 
heitspapier" reden —, betrifft in gravieren- 
der Weise die Sicherheit Deutschlands 
Ur>d Europas und die Einschätzung unse- 
rßs Landes in Ost und West. Deshalb 
Russen wir es schon heute einer ersten 
^"tischen Stellungnahme unterziehen. 

Rieses Militärpapier verkennt die Wirklich- 
st. Es denkt nur militärisch, und das 
[Joch falsch. Wer wie die SPD die Sicher- 
r,e'tspartnerschaft mit der Sowjetunion 
ar>strebt, beendet die Sicherheitspartner- 
schaft mit den Vereinigten Staaten von 
Arr>erika. Beides gleichzeitig geht nicht. 

^s wäre Größenwahn, wenn wir glaubten, 
als Mittelmacht Sicherheitspartnerschaft 
^'t beiden Seiten begründen zu können 
°^er gar durch uns und mit uns beide Sei- 
an zwingen zu können, mittelbar zu Si- 
•^rheitspartnem zu werden. 

Mßine Damen und Herren von der SPD, 
®rste Empfehlung an Sie: Verzichten Sie 
uf Größenwahn. Kehren Sie auf den Tep- 

ph zurück. Überfordern Sie nicht unser 
and, das in den letzten fünfzig Jahren so 
aiJfig überfordert worden ist. 
w»ite Empfehlung: Erkennen Sie, daß 

sich der freie Teil Europas gegen die eine 
Weltmacht, die Sowjetunion, nur mit Hilfe 
der anderen Weltmacht, den Vereinigten 
Staaten von Amerika, schützen kann. 
O Dafür gibt es neben politischen drei 
militärische Gründe. Der europäischen 
Verteidigung fehlt es ohne die USA an der 
erforderlichen strategischen Tiefe. Ein 
Blick auf die Karte genügt. Die Sowjetuni- 
on steht nicht mehr jenseits des Bugs, 
sondern seit 1945 diesseits der Elbe. 
Q Auf unsere Seeverbindungen sind wir 
existentiell angewiesen. Ohne die USA 
sind wir außerstande, diese Seeverbindun- 
gen zu schützen. 

Q In Europa gibt es kein militärisches 
Gleichgewicht. Wir können es nicht schaf- 
fen, es sei denn, wir wären bereit, das 
freie Europa in einen Militärstaat zu ver- 
wandeln. 

Das wollen Sie nicht, und das wollen wir 
nicht. Das heißt, daß das Gleichgewicht 
nur mit Hilfe des militärischen Potentials 
der Weltmacht USA hergestellt werden 
kann. 

Schlußfolgerung: Wir sind auf ein enges 
Bündnis mit den USA, wir sind auf eine in- 
takte NATO angewiesen. Der gegenwärti- 
ge Zustand Deutschlands und Europas ist 
gewiß unbefriedigend. Wir können ihn 
aber nicht dadurch überwinden, daß wir 
diesen Zustand nun noch rechtlich ze- 
mentieren, wie Sie es versuchen. Wir kön- 
nen ihn nicht dadurch überwinden, daß wir 
die Bundeswehr schwächen. Und wir kön- 
nen ihn nicht dadurch überwinden, daß wir 
uns von unserer Schutzmacht, den Verei- 
nigten Staaten von Amerika, abwenden. 
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SPD 

Kopfschütteln 
über Ben Wisch 
Hans-Jürgen Wischnewski, gewesener 
Schatzmeister der SPD und Mitglied des 
Präsidiums, hat seine Partei vor den Kopf 
gestoßen... Kann man über die genann- 
ten inhaltlichen Gründe für diesen in der 
Geschichte der SPD außergewöhnlichen 
Schritt noch unterschiedlicher Meinung 
sein, so können Zeitpunkt und Form des 
Rücktritts nur noch Kopfschütteln hervor- 
rufen. An einem Tag, an dem sich die 
SPD — gestärkt durch die Umfrageer- 
gebnisse, die am Abend vorher bekannt 
wurden  —  mit einem  angeschlagenen 

Wie es die SPD 
selbst sieht 

Regierungslager in eine neue Runde der 
parlamentarischen Auseinandersetzung 
begeben muß, hat Wischnewski mit sei- 
nem Schritt dem Angriff der Opposition 
die Spitze abgebrochen. Daß sich Ben 
Wisch zu persönlichen Angriffen auf den 
Oppositionsführer Hans-Jochen Vogel hat 
hinreißen lassen, widerspricht sicher sei- 
nem Wunsch, mit seinem Schritt der Par- 
tei zu helfen. Daß Ben Wisch auch seinen 
Vorsitzenden düpierte, indem er seinen 
Rücktritt öffentlich und en detail bekannt- 
machte, ohne mit Willy Brandt vorher dar- 
über zu sprechen, ist ein Stil, der in der 
SPD nicht Schule machen sollte; vielleicht 
auch nur eine Kurzschlußhandlung, die 
man dem Menschen Hans-Jürgen 
Wischnewski nicht zu lange nachtragen 
sollte. 
(Parlamentarisch-Politischer Pressedienst, 3. 
September 1985, partei-offiziöser Presse- 
dienst der SPD) 

Schallende Ohrfeige für Vogel 
Mit seinem spektakulären Abgang erhofft 
sich Wischnewski ein Signal zur Sparsam- 
keit, das auch in den Parteiprovinzen ge- 
hört werden soll. Für Rücktritte kann man 
sich den geeigneten Zeitpunkt nicht aus- 
suchen; es ist also ziemlich albern, daß 
jetzt Wischnewskis Genossen maulen, der 
Schatzmeister habe ihnen die Petersilie 
verhagelt. Die schallende Ohrfeige für Vo- 
gel bedeutet allerdings mehr als nur eine 
plötzliche Verstimmung: Hier zeigen sich 
einfach unüberbrückbare Animositäten. 
Hier geht ein enger Mitstreiter Schmidts, 
der letzte nämlich, von der Brücke; das 
mag ohne Belang sein für die Rücktritts- 
begründung, ohne Symbolik ist es jeden- 
falls nicht. ARD 

Alarmsignal für die Opposition 
Mit dem Rücktritt von Wischnewski ist 
auch für eine breite Öffentlichkeit klar ge- 
worden, daß die große Oppositionspartei 
nicht allein mit der Berufung eines strah- 
lenden Kanzlerkandidaten in Form ge- 
bracht werden kann. Es wird deutlich, daß 
die Opposition von den Fehlern der Regie- 
rung zwar vorübergehend profitieren, abet 
auf Dauer nicht politisch leben kann. Nach 
Form und Begründung ist Wischnewskis 
Abtreten in dieser Hinsicht ein Alarm- 
signal. ZDr 

SPD vom Wandel eingeholt 
Seiner Partei hat Wischnewski geschadet 
weil — völlig überflüssig — ein undetail' 
lierter pauschaler Kassensturz offenbart 
wird, der faktisch auf einen politische^ 
Konkursantrag hinauslaufen müßte. So- 
weit ist es nun nicht. 
Nach offenbar nicht mehr zu kittende^ 
persönlichen Auseinandersetzungen m'^ 
Vogel und der Einsicht, mit seinem K°n[ 
zept nicht überall auf Gegenliebe gestC' 
ßen zu sein — auf diese, gelinde gesaQ1' 
merkwürdige Art und Weise das Handtuc"^ 
zu werfen —, das ist eines Sozialdemo' 
kraten unwürdig. Jedoch viel peinlicher fy 
die SPD ist, daß die Wischnewski-AlWe 

zur Unzeit kommt. Gerade jetzt schwimm 
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die SPD auf einer Woge der Zustimmung. 
Gemeinsam mit Rau gäben Brandt und 
Vögel ein Triumvirat, mit dem die SPD 
schon wieder auf die Rückgewinnung der 
Macht am Rhein hoffen könnte. Da muß 
natürlich das Aus-der-Reihe-Hüpfen von 
Wischnewski besonders schmerzen. 
Jetzt holt die Partei ihr Wandel ein, und 
darauf scheint sie weniger gut vorbereitet 
zu sein als auf die nächste Wahl. NDR 

Aufwärtstrend gestört 
Wischnewski hat sich auf ungewöhnliche 
Art aus der Partei abgemeldet. Spitzen- 
funktionen wird es wohl keine mehr für ihn 
9eben. In der SPD wurde Harmonie und 
Aufwärtstrend gestört. DLF 

Tiefes Zerwürfnis 
Mit dem Rücktritt von Wischnewski verläßt 
einer der engsten Mitstreiter von Altbun- 
deskanzler Schmidt die SPD-Parteifüh- 
rung. Zeitpunkt und Form sprechen für ein 
tiefes Zerwürfnis. Wie gerne hätte doch 
die SPD die Bundesregierung im Bundes- 
äg wegen der Spionageaffäre vorgeführt, 
°°ch unversehens stand sie nun plötzlich 

im Rampenlicht. Wichtiges Signal für viele 
Beobachter auch: Nur einer wurde in dem 
Rücktrittsbrief persönlich kritisiert, näm- 
lich SPD-Fraktionschef Vogel. ZDF 

Schmidt-SPD endgültig 
Vergangenheit 
Wischnewskis Abgang ist sicher ein wei- 
teres Zeichen dafür, daß die Schmidt-SPD 
endgültig ein Kapitel der Vergangenheit 
darstellt, ohne daß man genau weiß, wohin 
die neue SPD marschiert und was sie dar- 
stellt. Nur: Der unmittelbare Effekt dieses 
lautstarken Abgangs ist der, daß Vogels 
Aktien für die Kanzlerkandidatur gewiß 
nicht weiter gestiegen sind und daß das 
alte Image der sozialdemokratischen 
Selbstzerfleischung neu belebt worden 
ist. Insofern hat Wischnewski seiner Partei 
einen Bärendienst erwiesen. 

Indem Wischnewski beim Sanierungswerk 
im eigenen Haus alleingelassen wurde, 
muß sich die SPD wieder einmal dem Vor- 
wurf stellen, nicht solide genug mit Finan- 
zen umzugehen. Der Rücktritt Wischnew- 
skis trifft die SPD somit schwerer, als die 
ersten Reaktionen vermuten lassen.        hr 

'gentor HANDELSBLATT: Bensch 
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• DREIER-TREFFEN 

Kohl und Blüm 
bewerten Gespräch 
positiv 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Ar- 
beitsminister Norbert Blüm haben ihr 
sechsstündiges Gespräch mit Ge- 
werkschafften und Arbeitgebern po- 
sitiv beurteilt. Die drei Parteien, die 
zuletzt vor acht Jahren miteinander 
beraten hatten, erzielten tendenziel- 
le Übereinstimmung über die Not- 
wendigkeit zur Qualifizierung von Ar- 
beitslosen und zum Abbau von Über- 
stunden. Blüm sprach von „einem 
guten Beginn". 

Die Bundesregierung lehnte den 
Wunsch des Deutschen Gewerk- 

schaftsbundes (DGB) nach zusätzlichen 
öffentlichen Investitionen zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit ab. Sie sagte aber 
nach Angaben Blüms zu, Möglichkeiten 
für den Abbau von Überstunden im öffent- 
lichen Dienst zu prüfen und das Renten- 
eintrittsalter von Bundesbeamten von 63 
auf 62 Jahre herabzusetzen. Es wurden 
zwei Arbeitsgruppen gebildet, die sich mit 
der Qualifizierungsfrage und mit der künf- 
tigen Sicherung der Altersversorgung be- 
fassen sollen. 
Blüm erklärte, es sei bei den unterschied- 
lichen Standpunkten zu Beschäftigungs- 
programmen sowie in den Fragen des Ar- 
beitskampfrechts und der Mitbestimmung 
geblieben. Alle Gesprächsteilnehmer hät- 
ten sich jedoch „für eine arbeitsmarktpoli- 
tische Offensive" ausgesprochen. Diese 
ziele vor allem auf die berufliche Qualifizie- 
rung von jüngeren Arbeitslosen, auf die 
Wiedereingliederung von Arbeitslosen 
durch Einarbeitungs- und Lohnkostenzu- 
schüsse und für ältere Arbeitslose auf ei- 
ne Besserstellung beim Arbeitslosengeld 

und eine Übergangsregelung bis zum 
Renteneintritt ab. Dazu sollten die Über- 
schüsse der Bundesanstalt für Arbeit ver- 
wendet werden. 
Blüm sagte weiter, die gemeinsame Ar- 
beitsgruppe werde darüber und auch über 
die Frage beraten, ob die Überschüsse 
auch zu einer Senkung der Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung verwendet wer- 
den sollen. Eine Koalitionsentscheidung 
sei für den 16. September geplant. Die 
Gruppe wolle sich auch mit der Beschäfti- 
gungsstatistik befassen, die aktualisiert 
werden müsse. Der Abbau von Überstun- 
den solle den Tarifparteien überlassen 
und nicht gesetzlich geregelt werden. 
Das Arbeitskampfrecht wolle die Regie- 
rung, so Blüm, nicht umfassend kodifizie- 
ren, wohl aber die Neutralität der Bundes- 
anstalt für Arbeit bei Streiks sicherstellen- 
Die Tarifpartner sollten zunächst „ihre Ei- 
nigungsfähigkeit auch in dieser Frage er- 
proben", um Regeln für den Arbeitskampf 
zu vereinbaren. Dies gelte für das Pro- 
blem der Mitwirkung der Arbeitnehmer bei 
der Einführung neuer Techniken. 
Regierungssprecher Friedhelm Ost erklär- 
te, Helmut Kohl habe die weitere Ge- 
sprächsbereitschaft im Rahmen der Ar- 
beitsgruppen begrüßt und sehe darin eine 
Chance für eine Fortsetzung des Dreier- 
Gesprächs. DGB-Chef Ernst Breit und der 
Präsident der Arbeitgeberverbände, Ar- 
beitgeberpräsident Otto Esser, lobten 
ebenso wie Helmut Kohl und Norbert 
Blüm die Offenheit und Sachlichkeit des 
Meinungsaustauschs. ^ 

Apel in Schwierigkeiten 
Hans Apel, stellvertretender Vorsitzende1" 
der SPD-Bundestagsfraktion und deutlich 
unterlegener Spitzenkandidat der Sozia1' 
demokraten bei den Wahlen zum Berliner 
Abgeordnetenhaus im März dieses Jarl' 
res, soll dem Druck der Parteilinken wei- 
chen und in dem von ihm seit 1965 geha' 
tenen Wahlkreis in Hamburg nicht wiede 
aufgestellt werden. J 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Neue Materialien für Ihre Aktionen 
Ober   das   IS-Versandzentrum,   Postfach   1328,   4804   Versmold,   Telefon 
105423) 15227 können Sie folgende Artikel kostenpflichtig bestellen: 

^rSt" Titel Mindest- Preis pro 
—:  abnähme Mindestabn. 

40 Jahre CDU 
0ß44  Set „40 Jahre CDU" enthält 
RRO*   Urkunde mit Mappe und Anstecknadel im Etui 1 Stück 21 — DM 
jgji   Rahmenplakat „40 Jahre CDU" 50 Expl 34'— 
272  Plakat-Set „40 Jahre CDU" 1 Set 20 — 
yß73  Poster-Set „40 Jahre CDU" 1 Set 

DM 
DM 

20- DM 

Umwelt - Mit uns für eine lebenswerte Zukunft 
26n«   Rahmenflugblatt DIN A4 500 Expl. 25- DM 
C°Uö  Argumentationsfaltblatt: Fünf Thesen zur 
26R9 Umweltpolitik 100 Expl. 10- DM 
26RJ ^altzeitun9: Mlt uns für eine lebenswerte Zukunft 100 Expl. 19 — DM 
367n ProsPekt: Unsere Luft wird sauberer 50 Expl. 10— DM 
56rv7 Handbucn: Umweltaktionen von A — Z 10 Expl 7 — DM 
88q£ ^schüre: Boden und Landschaft 50 Expl. 26,50 DM 
oy5 Rahmenplakat DIN A1 50 Expl. 20- DM 

^schüren, Zeitungen und Prospekte zu weiteren Themen 
36Rn  £DU"Extra - Unser Land ist Spitze 100 Expl. 11,50 DM 
567Q  °roschüre: Medien von Morgen 1 Expl. 110" 
568P   Broschüre: Mehr Arbeitsplätze durch Innovation 50 Expl! 3250 

*  Broschüre: Erfolgsbilanz der Sozial- 
568R  ond Gesellschaftspolitik 50 Expl. 27- DM 

Broschüre: Der außenpolitische Kurswechsel der SPD 
568q  'I1 o'er Opposition 50 Expl. 24- DM 
5694  Droschure: Familienpolitik 50 Expl. 25- DM 

Broschüre: SPD — Partei ohne wirtschaftspolitische 
Alternative 50 Expl. 26,50 DM 

weiteren kann über die CDU-Bundesgeschäftsstelle die 
Plakatausstellung „40 Jahre CDU" 
(30 Stellwände mit stabiler Steckverbindung in drei Holzboxen) 

Sc.      ,    Komplettpreis pro Ausstellung 750,— DM zzgl. MwSt. 
n Wich und kostenpflichtig angefordert werden. 

derri f nJJze,tun9 »40 Jahre CDU" können Sie bei der Bundesgeschäftsstelle anfor- 
• solange der Vorrat reicht, schicken wir sie Ihnen kostenlos zu. 

DM 
DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 

Zur Sache: 

Gute Nachricht 
für Nieter 
Ah 1986 werden jährlich 920 Millionen Mark mehr Wohngeld an 
die Mieter gezahlt. Die Regierung Helmut Kohl sorgt Für die soziale 
Absicherung der Mieter und ihrer Familien. 

Im einzelnen sieht das so aus: 
O Die Mictgrcnzen, die Tür die Wohngeldbcrechnung maßgebend 
sind, steigen durchschnittlich um 20 Prozent. Ihre Obergrenzen rich- 
ten sich nach dem örtlichen Mietniveau. Das ist gerechter. 
O Die Einkommensgrenzen, bis zu denen ein Wohngeld gezahlt 
werden kann, steigen ebenfalls um 20 Prozent. 
c> Das Zusammenleben von mehreren Generationen in einer 
Wohnung wird durch entsprechende Freibeträge gefördert. 

Das heißt in Mark und Pfennig: 
d> durchschnittlich 42 Mark mehr im Monat für die Wohngeld- 
empfänger. 
rO 60 Mark mehr für eine wohngcldberechtigte Familie mit 
zwei Kindern. 

Das ist soziale Politik für die Bürger. 

CDU 
II und frei 

Diese Flugblatt- 
vorlage ist alle»1 
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zugegangen- 'e 

len Sie Ihrer 
Kreisgeschäfts', 
stelle mit, wicv,e 

Exemplare Sie 
für Ihre Verteil** 
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